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Antje Pabst, Christine Zeuner

Befunde – Standpunkte – Problemstellungen: 
Impulse zu Zeit und Bildung.  
Eine Einführung

1.	 Bildungsprozesse benötigen Zeit zu ihrer Entfaltung: 
Zeiterfordernisse

Dass Bildungsprozesse Zeit zu ihrer Entfaltung benötigen, scheint eine Binsen-
weisheit zu sein. Allerdings sind die für Bildung zu Verfügung gestellten Zeit-
fenster knapp bemessen und werden bezogen auf die Lebensläufe der Menschen 
reguliert und getaktet, zugeteilt und kontrolliert. Die Ergebnisse werden in der 
Regel gemessen, zertifiziert und bewertet. Sie eröffnen oder versperren Zugän-
ge, versprechen beruflichen oder sozialen Aufstieg, können aber auch Abstieg si-
gnalisieren. Bildung, Ausbildung und Qualifizierung werden heute zumeist un-
ter konkreten Nutzenaspekten gesehen, mit ihrer Hilfe gelingen berufliche Kar-
rieren, die wiederum ökonomische und soziale Sicherheit versprechen. Schon 
seit den 1970er Jahren wird der Begriff Bildung zunehmend durch Begriffe wie 
Schlüsselqualifikationen, Kompetenzen oder Schlüsselkompetenzen ersetzt 
(Zeuner 2009). Lernen und Wissen(-saneignung) stehen als Aufgaben im Vor-
dergrund, sie sollen zu konkret handlungsbezogenen Kompetenzen führen. Ge-
fragt wird vorrangig nach Effizienz und Effektivität des (Aus-)bildungssystems 
und passgenauen Angeboten. Dieses erfolgt im Rahmen eines instrumentell und 
funktionalistisch begründeten Bildungsverständnisses v. a. im Hinblick auf die 
ökonomische Verwertbarkeit menschlichen Wissens (BMAS u. BMBF 2019).

Sehr viel geringere Beachtung schenkt die Bildungspolitik dem komple-
mentären Verständnis von Bildung als „Erschließung von Welt“ (Bernhard 2018, 
138), bei dem die Entwicklung der Person in Bezug auf ihre Identität und Sub-
jektwerdung im Vordergrund steht. Bildung in diesem Sinn trägt bei zur Selbst-
bewusstwerdung, zur gesellschaftlichen und politischen Handlungs- und Ge-
staltungsfähigkeit der Menschen, indem diese ihre Urteils- und Kritikfähigkeit 
ausbilden. Die Entwicklung des Bewusstseins auf der Grundlage der Aneignung 
und Reflexion von Wissen, Kenntnissen und Erfahrungen zielt auf Emanzipa
tion und Autonomie der Subjekte. So können sie sich mit gesellschaftlichen 
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10 Antje Pabst, Christine Zeuner

Verhältnissen kritisch auseinandersetzen, Widersprüche erkennen, eigene Stand-
punkte entwickeln und handelnd eingreifen. Dieses Bildungsverständnis orien-
tiert sich grundlegend an Ideen der Aufklärung und kann zu einem gesellschafts-
kritischen Bildungsprozess werden, wenn das Subjekt selbst sein Verhältnis zur 
Welt und die damit verbundenen Einflüsse hinterfragt,

„insofern hier die im Sozialisationsprozess auftretenden Kränkungen, Ein-
schränkungen, Selbstunterdrückungsmechanismen, Selbstunterwerfungen 
als gesellschaftliche Behinderung unserer emanzipativen Selbstwerdung er-
fahren werden und in politische Bildungsprozesse umgesetzt werden kön-
nen“ (ebd. 139).

Dass ein solcher Anspruch an Bildung ein lebensbegleitender Prozess ist, liegt 
auf der Hand. Sie kann ihrem Wesen nach niemals abgeschlossen sein, da die 
Subjektentwicklung der Menschen bezogen auf verschiedene Lebensphasen und 
im Rahmen biographischer Übergänge immer wieder der Erneuerung bzw. der 
Veränderung unterliegt. Diese Prozesse sind konstitutiv für die menschliche 
Entwicklung, weshalb die Frage nach bestimmten Zeitverfügungen für solche 
Prozesse auf der einen Seite vielleicht überflüssig erscheint.

Auf der anderen Seite ergibt sich aber die Frage, zu welchen Zeitpunkten/
Zeitspannen Menschen überhaupt Muße haben, sich in Zeiten zunehmender 
Beschleunigung in allen Lebensbereichen mit solchen existentiellen Fragen aus-
einander zu setzen, die subjektive Orientierungen geben können. Geschehen sol-
che Bildungsprozesse zufällig, informell oder „en passant“ im Lebensverlauf ? 
Gibt es dafür Zeitfenster? In welchen inhaltlichen Zusammenhängen werden 
solche Fragen erörtert? Passiert dies individuell und privat oder sind dafür ge-
meinschaftliche Lern- und Reflexionszusammenhänge notwendig? Bezogen auf 
letztere Möglichkeit: Wo und wie ergeben sich die zeitlichen Spielräume für ent-
sprechende Bildungsprozesse, deren inhaltliche Ausrichtungen sehr differenziert 
sein können? Inwiefern ist Menschen überhaupt bewusst, dass Bildungsprozes-
se jenseits direkter Verwertbarkeits- und Nutzenüberlegungen Zeit und Muße 
benötigen? Wo werden ihnen solche Perspektiven aufgezeigt und Denkräume 
und damit Zeiten eröffnet?

In den bildungspolitischen Diskursen zum lebenslangen Lernen dominie-
ren verwertungs- und nutzenorientierte Perspektiven. Formuliert werden Er-
wartungen an die Bildungssysteme, für den Erhalt der ökonomischen Wettbe-
werbsfähigkeit sowie der subjektiven „Beschäftigungsfähigkeit“ zu sorgen (z. B. 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 2000). D. h., einerseits sollen 
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11Befunde – Standpunkte – Problemstellungen: Impulse zu Zeit und Bildung. Eine Einführung 

die Bildungssysteme der Länder eine funktionale Zuarbeit für die bedarfsge-
rechte Qualifizierung der zukünftig benötigten Arbeitskräfte leisten. Anderer-
seits wird den Subjekten die Verantwortung für ihre individuelle stetige Weiter-
qualifizierung aufgebürdet. Ungeachtet der Tatsache, dass weder die notwendi-
gen Strukturen und Organisationen in ausreichendem Maße vorhanden sind, 
noch, dass alle Menschen diesen Lernerwartungen, die teilweise auch als Lern-
zumutungen erlebt werden, nachkommen wollen. Lernen kann als Zwang emp-
funden werden, dem sich nicht alle Menschen gewachsen fühlen und der krisen-
haft erlebt werden kann. In aktuellen Diskussionen über Weiterbildung wird in 
diesem Zusammenhang als legitime Reaktion auf solche gesellschaftlichen Zu-
mutungen ein Recht auf Weiterbildungsabstinenz, Weiterbildungsverweigerung 
oder auf Weiterbildungswiderstand diskutiert (Holzer 2017).

Darüber hinaus wird in den bildungspolitischen Diskursen der mit Qualifi-
zierungs- und Bildungsprozessen verbundene Aspekt der Zeit und der Zeitver-
fügung kaum berücksichtigt. Es scheint, als ob das Vorhandensein der notwen-
digen Zeit einfach unterstellt wird. In der Erziehungs- und Erwachsenenbil-
dungswissenschaft liegen mittlerweile empirisch abgesicherte Forschungserträge 
vor (z. B. Schmidt-Lauff 2008; Schmidt-Lauff u. a. 2019), allerdings stehen Fra-
gen zur Temporalität von Bildung weiterhin weder im Mittelpunkt theoretischer 
Überlegungen (Lüders 1995; Euler 2012), noch sind sie regelmäßig und vertieft 
Thema der Weiterbildungsforschung (Schmidt-Lauff 2012; 2018a).

Bildungstheoretische Zugänge befassen sich mit der Geschichtlichkeit von 
Bildung und Erziehung; mit Phasenstrukturen des Lernens bezogen auf das Le-
bensalter und damit verbunden mit Fragen von Bildungsprozessen über die Le-
benszeit; sowie mit der Zeitverwendung für Lernen und Bildung (Faulstich 
2001, 37). Zudem werden als Grundprobleme der Beschäftigung mit Zeit ge-
nannt: Gegenwart oder Zukunft; Zeit als Ressource, zumeist konnotiert mit 
Knappheit sowie der Gegensatz von objektiver und subjektiver Zeit (Lüders 
1995).

Forschungsansätze der Weiterbildung zu Zeit und Bildung beziehen sich 
auf die (tarifliche) Absicherung von Lernzeiten, v. a. im Rahmen betrieblicher 
Weiterbildung (Dobischat/Seifert 2001; Dobischat/Seifert/Alehne 2003); auf 
den Zeitaufwand für Weiterbildung bzw. das Zeitmanagement und die zeitliche 
Organisation betrieblicher Weiterbildung (Schmidt-Lauff 2012; Käpplinger 
2018; BMBF 2019); auf Lernzeitansprüche im Rahmen von Bildungsfreistel-
lungsgesetzen (Pabst 2017; 2020; Zeuner/Pabst 2019); auf das Lernen im Le-
benslauf unter dem Stichwort der Entwicklung von Biographizität (Ahlheit 
2010).

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



12 Antje Pabst, Christine Zeuner

Der vorliegende Sammelband beschäftigt sich v. a. mit Blick auf die Bil-
dungsfreistellung mit der Verfügbarkeit von Bildungszeit. Die Möglichkeit der 
Bildungsfreistellung von sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmer*innen 
und teilweise auch Auszubildenden existiert seit Mitte der 1970er Jahre in mitt-
lerweile 14 von 16 Bundesländern. Die Gesetze sind die einzigen, die Erwach-
senen in abhängiger Beschäftigung individuelle Bildungszeiten und damit ein 
Recht auf Bildung bei freier Wahl der Inhalte – im Rahmen anerkannter Bil-
dungsveranstaltungen – garantieren.

Diese Möglichkeit der Freistellung gilt als eine große gesellschaftliche Er-
rungenschaft, soll sie doch – so die Intentionen der ersten Gesetze – über die 
Ansprache bildungsmäßig benachteiligter Zielgruppen Chancengleichheit er-
höhen und auch bildungsferne Menschen zur Teilnahme an oder zum Einlassen 
auf Bildungsprozesse anregen. Dass diese Chance auf Bildung nur von ein bis 
zwei Prozent der Berechtigten genutzt wird, belegen die in einigen Bundeslän-
dern regelmäßig durchgeführten Evaluationen und statistischen Erhebungen 
(z. B. Christ; Paffrath; Pfeiffer/Rieger in diesem Band; siehe auch Robak u. a. 
2015).

Es gibt mehr Vermutungen als empirisch fundiertes Wissen über Gründe 
für die Nicht-Teilnahme an Bildungsfreistellungen. In der Evaluation des baden-
württembergischen Bildungszeitgesetzes wurden Teilnehmende nach möglichen 
Gründen für eine eventuelle Nicht-Teilnahme befragt. Genannt werden an ers-
ter Stelle fehlende zeitliche Ressourcen (rund 62 %) und an zweiter Stelle stehen 
finanzielle Gründe (rund 50 %) (dazu weiter Pfeiffer/Gagern in diesem Band)1. 
Evaluationen zur Bildungsfreistellung, die in Hessen (Hessisches Ministerium 
für Soziales und Integration 2016), Bremen (Robak u. a. 2015) und Baden-Würt-
temberg (Pfeiffer 2019) zu verschiedenen Zeitpunkten durchgeführt wurden, 
zeigen, dass die Teilnehmenden dem Besuch der Veranstaltungen große Bedeu-
tung für ihre persönliche Entwicklung und ihr berufliches Fortkommen beimes-
sen. Dies konnte auch in unserer umfangreichen qualitativen Studie nachgewie-
sen werden (Zeuner/Pabst 2018).

Allerdings haben die ökonomischen Transformationen der letzten drei Jahr-
zehnte die Erwartungen an die Wirkungen und den Nutzen der Teilnahme an 
Bildungsfreistellungsveranstaltungen v. a. in Bezug auf die Aneignung beruflich 

1	 Prozentangaben werden in diesem Beitrag – wie im gesamten Band – weitestgehend ge-
rundet wiedergegeben. Eine Ausnahme stellen die Quoten der Inanspruchnahme von Bil-
dungsfreistellung dar, da hier aufgrund der niedrigen Werte auch die Nachkommastellen 
als bedeutsam erscheinen.
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verwertbarer Inhalte erhöht. Dies wird v. a. auch mit den Umbrüchen begründet, 
die durch die fortschreitende Digitalisierung in Gesellschaft und Wirtschaft er-
wartet werden und an die sich Arbeitskräfte in lebenslangen Lernprozessen an-
passen müssen. Zugleich sind diese Umbrüche durch Digitalisierung zu gestal-
ten und bedürfen einer gesellschaftlichen wie auch individuellen Auseinander-
setzung (vgl. Umbach in diesem Band). Dabei wird bspw. im Bericht des 
Hessischen Ministeriums für Soziales und Integration (2016) hervorgehoben, 
dass der Bildungsurlaub ein wichtiges strukturelles Instrument zur Unterstüt-
zung des lebenslangen Lernens ist.

„Bildungsurlaub zielt neben seinen zielgruppendifferenzierten, individuell 
ausgerichteten fachlich-beruflichen Angeboten zur Erhöhung der Kompe-
tenzen für die Bewältigung des konstanten Wandels (Beschäftigungsfähig-
keit) explizit auf die Erhöhung der geforderten individuellen Kompetenzen 
(selbstorganisiertes Lernen, Schlüsselqualifikationen, politische Bildung zur 
Verbesserung des Verständnisses gesellschaftlichen Wandels, soziales Ver-
halten im Sinne gesellschaftlicher Kohäsion etc.) für das Lebenslange Ler-
nen“ (ebd., 10).

In den Ländern, die regelmäßige Berichte der Weiterbildungsträger und -anbie-
ter über Bildungsfreistellungsangebote und die Nachfrage bezogen auf die Teil-
nahme einfordern, zeigt sich, dass der Schwerpunkt auf berufsbezogener Wei-
terbildung liegt. Zwischen 70 und 90 Prozent aller Angebote sind diesem Seg-
ment zuzuordnen. Verbunden mit den Bildungsfreistellungsangeboten sind 
Anerkennungsverfahren, die je nach Bundesland unterschiedliche Träger- oder 
Veranstaltungsanerkennungen verlangen. In diesem Band kommen Vertreter*in
nen einiger Träger und Einrichtungen zu Wort, die die Verfahren und auch Ver-
änderungen beschreiben, die sich durch gesetzliche, bildungspolitische Entwick-
lungen, aber auch durch ökonomische Zwänge wie die Notwendigkeit der Ein-
werbung von Drittmitteln bei gleichzeitigen Einsparungen in Bezug auf 
Fördergelder ergeben. Diese Perspektive zeigt deutlich die Schwierigkeiten, mit 
denen die Träger zu kämpfen haben und damit die mittlerweile strukturell und 
organisatorisch prekäre Situation, in der sie sich befinden. Wenn aber diese Trä-
ger v. a. aus finanziellen Gründen keine Angebote mehr vorhalten könnten, wä-
re das Instrument Bildungsfreistellung insgesamt gefährdet und entsprechend 
auch die damit verbundenen gesellschafts- und bildungspolitischen Zielsetzun-
gen, bezogen auf die Anspruchsberechtigten.

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.
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2.	 Bildung in sich wandelnden Gesellschaften: Zeitrahmungen

Diskussionen über Weiterbildung als einem wichtigen Element zum Erhalt der 
ökonomischen Wettbewerbsfähigkeit von Gesellschaften sind nicht neu. Auf-
grund ihrer Stellung zwischen Markt und Staat wurden Fragen nach ihrer Funk-
tionalität immer schon gestellt. Charakterisiert zunächst als „Industriegesell-
schaft“, ab den 1960er Jahren als „Dienstleistungsgesellschaft“, wandelten sich 
die Zuschreibungen ab den 1980er Jahren in schneller Folge und es wurden die 
„Risikogesellschaft“, die „Erlebnisgesellschaft“, die „Multioptionsgesellschaft“, 
die „Arbeitsgesellschaft“, die „Wissensgesellschaft“ (Zeuner 2009a, 12) und mitt-
lerweile die digitalisierte Gesellschaft ausgerufen. – Immer einhergehend mit 
neuen Anforderungen an das Weiterbildungssystem und der Aufforderung an die 
Bevölkerung, sich individuell an die jeweils wechselnden Erwartungen anzupas-
sen, die v. a. der Arbeitsmarkt im Rahmen dieser Transformationen formuliert.

Diese Haltung schlug sich in zahlreichen bildungspolitischen Dokumenten 
der Bundesregierung nieder und findet sich auch in der 2019 erschienenen 
„Nationalen Weiterbildungsstrategie“, die unter Leitung der Bundesministerien 
für Arbeit und Soziales sowie Bildung und Forschung in Zusammenarbeit mit 
zahlreichen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen entstand (BMAS/
BMBF 2019). Im Mittelpunkt steht der Aspekt des Erhalts der Wettbewerbsfä-
higkeit der Wirtschaft, unter Hinweis auf die Verantwortung der Einzelnen, die 
eigene Beschäftigungsfähigkeit zu sichern:

„Weiterbildung ist der Schlüssel zur Fachkräftesicherung, zur Sicherung der 
Beschäftigungsfähigkeit aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und 
damit für die Innovationsfähigkeit und Wettbewerbsfähigkeit unseres Lan-
des. Sie ist zugleich Investition in gesellschaftliche Teilhabe und Chancen-
gerechtigkeit. Weiterbildung und Qualifizierung sind mehr denn je Voraus-
setzung, das Berufsleben in die eigene Hand zu nehmen. Wir brauchen da-
her eine neue Weiterbildungskultur in Deutschland, die Weiterbildung als 
selbstverständlichen Teil des Lebens versteht. Politik kann dabei den Rah-
men setzen und Weiterbildungsmaßnahmen unterstützen“ (BMAS/BMBF 
2019, 2).

Der Hinweis auf gesellschaftliche Teilhabe und Chancengerechtigkeit erscheint, 
bei genauerer Analyse des Papiers, als ein rhetorisches Feigenblatt. Denn Fragen 
der politischen Partizipation und damit Gestaltung der Demokratie vor dem 
Hintergrund kritischer Bestandsaufnahmen bezogen auf ihren Zustand werden 
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nicht gestellt. Grundlage hierfür wäre eine Förderung der politischen Bildung – 
die aber keine Erwähnung findet. Die Förderung der Weiterbildung wird aus-
schließlich unter ökonomischen Perspektiven diskutiert, unter Hinweis auf die 
Entwicklung adäquater Strategien und konkreter Fördermaßnahmen, die sich 
v. a. auf strukturelle Aspekte beziehen.

„Die NWS fokussiert auf die berufliche Weiterbildung. Sie hat zum Ziel, die 
berufliche Handlungsfähigkeit im Rahmen von Anpassungs- bzw. Erhal-
tungsqualifizierungen zu sichern oder im Rahmen von Entwicklungs- bzw. 
Aufstiegsqualifizierungen zu erweitern und berufliche Aufstiege zu ermög-
lichen“ (ebd., 5).

Ausgangspunkt der Argumentation – wie zumeist in weiterbildungspolitischen 
Papieren – sind Prognosen tiefgreifender ökonomischer Transformationen, die 
einen weitgehenden Strukturwandel erwarten lassen und nach Voraussagen der 
OECD besonders den Niedriglohnsektor betreffen werden (ebd., 4). Stichwor-
te der Veränderung sind u. a. Digitalisierung und Industrie bzw. Arbeit 4.0.

Es gab aber auch immer eine andere Seite, die in der Erwachsenenbildung 
ein Gegengewicht zur staatlich gesteuerten Bildungspolitik sah. Sie sollte Ga-
rantin der Meinungsvielfalt in einer pluralen Gesellschaft sein und zudem Le-
benshilfe leisten (Zeuner 2009a, 13). Dieser Richtung der Erwachsenenbildung, 
die nach dem Zweiten Weltkrieg emphatisch als „freie“ Erwachsenenbildung be-
zeichnet wurde, wurde die folgende Aufgabe zugedacht:

„Der Staat überläßt die freie Gestaltung der Weiterbildung seinen an dieser 
beteiligten mündigen Bürgern; darin, daß er der Erwachsenenbildung ein 
hohes Maß an Freiheit gewährt, sieht er einen Beweis für seine politische 
Integrität. Mit freier Erwachsenenbildung schafft er sich selbst eine wichti-
ge Legitimation, so wie die Erwachsenenbildung durch die Freiheitlichkeit 
des Staates legitimiert wird“ (Pöggeler 1980, 90).

Verbunden mit dieser Idee der freien Erwachsenenbildung war zumeist eine an 
der Aufklärung orientierte Auffassung von Bildung, durch die die Menschen 
Mündigkeit und Urteilsfähigkeit erlangen sollten. Mit dem Ziel der Entfaltung 
ihrer Person bezogen auf alle Lebensbereiche – Gesellschaft, Politik, Ökonomie, 
Kultur. Diese sollten sie auch aktiv mitgestalten.

Dabei stehen die Bildungsprozesse der Subjekte in einem reziproken Ver-
hältnis zu gesellschaftlichen Bedarfen und Erwartungen und neben der genera-
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tionsbezogenen Vorbereitung auf den Arbeitsmarkt werden vom Bildungssystem 
auch andere Leistungen erwartet wie die Integration und Inklusion der Men-
schen in die Gesellschaft, die Festigung und Weiterentwicklung der Demokra-
tie und des kulturellen Lebens.

Sieht man sich die aktuelle Weiterbildungspolitik an, wird deutlich, dass der 
an Zielen der Aufklärung orientierte Bildungsbegriff (s. o.) kaum mehr eine Rol-
le spielt. Vielmehr standen in den letzten Jahrzehnten im Vordergrund bildungs-
politischer Diskussionen Fragen nach der bedarfsgerechten, lebenslangen (Hö-
her-)Qualifizierung der Arbeitskräfte, verbunden mit der Erwartung an den Er-
halt der Wettbewerbsfähigkeit von Volkswirtschaften. – Dass dieser Anspruch 
an die Subjekte nicht immer einhergeht mit entsprechenden Allokationsmög-
lichkeiten bezogen auf die Arbeitsmärkte wird seltener diskutiert. Diese Ent-
wicklungen kennzeichnen die Ökonomisierung von Bildungssystemen, deren 
Leistungsfähigkeit im internationalen Wettbewerb eine herausragende Rolle zu-
gedacht wird (Höhne 2012).

Deutlich wird diese Tendenz auch im Rahmen internationaler Vergleichs-
studien, mithilfe derer Effizienz und Effektivität von Bildungssystemen gemes-
sen werden. Sie werden Steuerungsmechanismen unterworfen, damit v. a. die von 
der Wirtschaft formulierten Erwartungen umgesetzt werden können. Kenn-
zeichnend hierfür sind einerseits Kriterien wie die Output-Orientierung im 
Rahmen von international vergleichenden Kompetenzerhebungen bei Schü
ler*innen und Erwachsenen. Andererseits führte die Steuerung auf der struktu-
rellen Ebene der Erwachsenenbildung zur Einführung von Qualitätssicherungs- 
bzw. Qualitätsmanagementsystemen, zur Curricularisierung von Inhalten, zu ei-
nem erweiterten Zertifizierungswesen, zur Rücknahme staatlicher Finanzierung 
bei gleichzeitigem Zwang zum Einwerben von Projektgeldern.

Diese Tendenzen sind insofern problematisch, als sie mit der Erwachsenen-
bildung einen Bereich des deutschen Bildungswesens treffen, der im Vergleich 
zum Schul-, Hochschul- und Berufsbildungssystem immer schon anders struk-
turiert, reglementiert und auch finanziert wurde. Es wird in diesem Zusammen-
hang von „mittlerer Systematisierung“ gesprochen (Faulstich/Zeuner 2008, 233). 
Die Erwachsenenbildung weist eine pluralistische Struktur auf, deren Träger 
und Einrichtungen größtenteils unabhängig agieren und nur zu einem kleineren 
Teil öffentliche Förderung erhalten, was wiederum organisatorisch und inhalt-
lich die freie Ausgestaltung des Angebots erlaubt.

Die plurale Struktur spiegelt sehr differenzierte Organisations- und Institu-
tionsmodelle wider, die nach unterschiedlichen Regeln arbeiten. Während für 
gewinnorientierte Anbieter eine ökonomische Ausrichtung systembedingt zu 
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erwarten ist, wird die Frage der Ökonomisierung der Erwachsenenbildung in 
Bezug auf die öffentlich geförderten und auf einige der partikularen Einrichtun-
gen interessant, da diese ihrer Tradition nach weniger ökonomische Interessen 
verfolgen, sondern, wie z. B. die Volkshochschulen, möglichst vielen Menschen 
Bildungszugänge eröffnen sollen. Gewerkschaften in der Tradition der Arbeiter-
bildung, Kirchen in der Tradition einer aufgeklärten, kritischen Auseinanderset-
zung über Religion und Gesellschaft oder Einrichtungen der politischen Bil-
dung in der Tradition einer kritisch-emanzipativen Diskussion der Gesellschaft 
und ihrer Gestaltung, verfolgen mit der Vermittlung von Wissen in einer pro-
duktiven, dialogorientierten Auseinandersetzung Ziele jenseits ökonomischer 
Verwertbarkeit, nämlich die Initiierung individueller und kollektiver Bildungs-
prozesse. – Solche Prozesse brauchen Zeit, ihr „Output“ ist nicht direkt steuer-
bar oder messbar, unter Umständen auch nicht unmittelbar anwendbar und ver-
wertbar. Die Bildungsprozesse können zweckfrei sein und individuelle Interes-
sen und Neigungen befriedigen – aber auch organisatorischen oder politischen 
Zielsetzungen dienen und zum Nutzen bestimmter Funktionen und Entwick-
lungen eingesetzt werden.

Die Aufgaben des Bildungssystems sind also vielfältig und betreffen nicht 
nur institutionalisierte und organisierte Bildungsabschnitte wie frühkindliche 
Erziehung, Schule, Ausbildung und Studium sowie formale, abschlussbezogene 
Formen der Weiterbildung. Zumindest bis zum Erhalt eines ersten Berufszerti-
fikats sind feste Zeitfenster vorgesehen und gesellschaftlich etabliert und akzep-
tiert. Darüberhinausgehende Bildungsprozesse über die Lebenszeit im Erwach-
senenalter werden zwar über Regime wie das lebenslangen Lernen als gesell-
schaftliche Erwartungen an die Einzelnen formuliert, sie sind aber wenig 
reguliert und schon gar nicht institutionalisiert im Sinne eines verbindlichen 
Rechts auf Weiterbildung, das auch Zeitverfügung miteinschließt.

Mit Ausnahme der Bildungsfreistellungsgesetze, die Strukturen schaffen, 
die eine Auszeit für Bildung überhaupt ermöglichen und den Menschen die Zeit 
geben, sich auf Bildungsprozesse mit ungewissem Ausgang einzulassen.

3.	S elektive Teilnahme an Weiterbildung:  
Zeitverfügungen und Zeitverwendungen

Dass Bildungsfreistellungsgesetze unabhängig von der geringen Inanspruchnah-
me eine Bedeutung für die Wahrnehmung lebenslanger Lernchancen haben, zei-
gen zwei relevante Befunde: Zum einen weist die Evaluation des Bildungsur-
laubsgesetzes in Bremen darauf hin, dass insbesondere Arbeiter*innen häufiger 
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an Bildungsurlaubsveranstaltungen teilnehmen als an anderen Weiterbildungs-
veranstaltungen (30 % zu 7 %) (Robak u. a. 2015, 191). Zum anderen wird deut-
lich, dass 35 Prozent aller Personen, die an einer Bildungsurlaubsveranstaltung 
teilgenommen haben, ausschließlich dieses Bildungsformat besucht haben. Dies 
gilt insbesondere für Schichtarbeitende (ebd., S. 288; dazu weiter Heidemann/
Robak in diesem Band).

Im Vergleich zu diesen Erkenntnissen über die Teilnahme an Bildungsfrei-
stellungsveranstaltungen zeigt sich, zumindest bezogen auf Deutschland, ein 
weitgehend ungelöster Widerspruch zwischen den (bildungs-)politisch formu-
lierten Erwartungen an das lebenslange Lernen aller und der tatsächlichen Wei-
terbildungsbeteiligung im Erwachsenenalter. Zwar nahmen – so die Ergebnisse 
des Adult Education Survey (AES)2  – mittlerweile 54  Prozent aller 18- bis 
64-jährigen Personen in Deutschland im Jahr 2018 an einer Form non-formaler 
Weiterbildung (betriebliche Weiterbildung, individuelle, berufsbezogene Wei-
terbildung und nichtberufsbezogene Weiterbildung) teil, seit 2007 mit wachsen-
der Tendenz (BMBF 2019, 13). Umkehrt heißt dies aber auch, dass 46 Prozent 
der erwachsenen Bevölkerung nicht an Weiterbildung teilnehmen.

Betrachtet man die Weiterbildungsbeteiligung genauer, zeigen sich erhebli-
che Diskrepanzen hinsichtlich personenbezogener Merkmale der Teilnehmen-
den. Unterschiede sind sichtbar in Bezug auf den Erwerbsstatus und berufsbe-
zogene Merkmale, den Bildungshintergrund, das Geschlecht, die Herkunft, das 
Alter und die regionale Verortung.

So nehmen bspw. nach wie vor Personen mit höheren Bildungsabschlüssen 
und höheren beruflichen Positionen häufiger an Weiterbildung teil als andere 
(BMBF 2019, 27; 28; 31). Beamte nehmen am häufigsten an Weiterbildung teil 
(76 %), gefolgt von Angestellten (64 %) und Arbeitern (41 %).

Eine Analyse der Teilnahme nach Geschlecht zeigt keine großen Differen-
zen. 2018 nahmen 57 Prozent der Männer und 52 Prozent der Frauen an Wei-
terbildung teil. Wenn überhaupt, zeigen sich Unterschiede in Bezug auf die be-
triebliche Weiterbildung. Vollzeiterwerbstätige Frauen nehmen seltener teil als 
Männer (47 % zu 54 %), teilzeiterwerbstätige Frauen dagegen häufiger als Män-
ner (50 % zu 41 %). An nicht berufsbezogener Weiterbildung nehmen Frauen 
unabhängig von ihrem Erwerbsstatus häufiger teil als Männer (durchschnittlich 
15 % zu 11 %) (ebd., 34).

Die Weiterbildungsbeteiligung von Personen mit Migrationshintergrund 
wurde bezogen auf die erste und zweite Generation erhoben. Es zeigt sich, dass 

2	 Im Folgenden zitiert als „BMBF 2019“.
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sie mittlerweile beinahe so häufig (1. Generation: 52 %) oder häufiger (2. Gene-
ration: 57 %) an Weiterbildung teilnehmen wie Personen ohne Migrationshin-
tergrund (55 %) (ebd., 35).

Die Teilnahme an Weiterbildung hängt also nach wie ab von begünstigen-
den und ungünstigen Faktoren und ist somit weiterhin gekennzeichnet von Se-
lektivität. Ein höheres Bildungsniveau bezogen auf Schule und Berufsabschluss, 
eine Erwerbstätigkeit und eine höhere Stellung im Betrieb begünstigen die Teil-
nahme – und umgekehrt. Hinzu kommt, dass die betriebliche und berufsbezo-
gene Weiterbildung beinahe 80 Prozent des Weiterbildungsvolumens ausma-
chen, individuelle, nicht-berufsbezogene Themen sind dagegen mit ca. 20 Pro-
zent deutlich weniger vertreten (ebd., 44). – Diese Themenbereiche ermöglichen 
aber stärker als die betrieblichen und beruflichen Themen die Entfaltung von 
subjektiven Bildungsprozessen, wie sie oben dargestellt wurden.

Nur eine geringe Rolle spielt in den Erhebungen des AES die Frage der Zeit 
für Weiterbildung. Sie wird erstens betrachtet im Rahmen der investierten Zeit, 
die die Weiterbildungsbeteiligten in Stunden aufbringen, bezeichnet als Weiter-
bildungsaktivitäten (ebd., 42) und zweitens umgerechnet in das Weiterbildungs-
volumen, das für die Bereiche betriebliche (45 %), individuell berufliche (33 %) 
und nicht-berufliche Angebote (21 %) berechnet wird. Es ergeben sich teilweise 
erhebliche Diskrepanzen zwischen Weiterbildungsaktivitäten und Weiterbil-
dungsvolumen, also der tatsächlich aufgewendeten Zeit in Stunden. Z. B. macht 
die betriebliche Weiterbildung 72 Prozent aller Weiterbildungsaktivitäten der 
Befragten aus, aber nur 45 Prozent der insgesamt für Weiterbildung aufgewand-
ten Zeit (ebd., 43), bei der individuellen beruflichen Weiterbildung ist das Ver-
hältnis umgekehrt: Nur 10 Prozent aller Weiterbildungsaktivitäten erfolgen in 
diesem Bereich, sie machen aber 33 Prozent des Weiterbildungsvolumens aus 
(ebd., 44; vgl. Käpplinger 2018).

Nicht gefragt wird in den Erhebungen, auf welche Weise den Teilnehmen-
den die Weiterbildungszeit zur Verfügung gestellt wird und mit welchen Rech-
ten (und Pflichten) sie verbunden wird. D. h. die Teilnahme an Weiterbildung 
bzw. lebenslangem Lernen ist zwar politisch erwünscht, trifft aber auf Struktu-
ren, die nur in seltenen Fällen ein explizites Recht auf Weiterbildung enthalten. 
Im Rahmen der betrieblichen Weiterbildung kann ein entsprechendes Recht in 
Tarifverträgen, Betriebsvereinbarungen oder Fortbildungsregeln (etwa der pro-
fessionsbezogenen Kammern) verankert werden. In Bezug auf die individuelle 
berufliche und die nicht-berufsbezogene Weiterbildung regeln die Landesgeset-
ze zur Erwachsenenbildung zumeist organisationale, strukturelle und finanziel-
le Aspekte, sie geben den Adressat*innen aber weder ein explizites Recht auf 
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Weiterbildung, noch werden konkrete Zeitaspekte festgelegt. Damit wird die 
Verantwortung für die Teilnahme an Weiterbildung ebenso individualisiert wie 
die Schaffung des dafür benötigten Zeitrahmens.

4.	 Das Individualrecht auf Bildungsfreistellung:  
Frei wählbare Bildungszeit

Eine wichtige Ausnahme in Bezug auf ein individuelles Recht auf  Weiterbil-
dung bilden in Deutschland die Bildungsurlaubs-, Bildungsfreistellungs- und 
Bildungszeitgesetze, die nach den Anfängen in den 1970er Jahren mittlerweile 
in allen Bundesländern verabschiedet wurden, außer in Bayern und Sachsen. 
Diese Gesetze sind in Einzelheiten durchaus unterschiedlich, aber sie alle geben 
sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmer*innen (teilweise nach Wartezei-
ten) das Recht auf politische und berufliche Weiterbildung, in einigen Fällen 
auch auf allgemeine und kulturelle Bildung sowie auf Bildung für ein Ehrenamt 
(Schmidt-Lauff 2018).

Ein besonderer Aspekt der Bildungsfreistellungsgesetze ist die Zurverfü-
gungstellung von Zeit für Bildung im Sinne der Antragsberechtigten, womit sie 
gegenüber anderen gesetzlichen Regelungen ein Alleinstellungsmerkmal auf-
weisen. Bis auf das Gesetz des Saarlandes3 sehen alle Gesetze vor, dass Berech-
tigte pro Jahr fünf Tage Freistellung bei vollem Lohnausgleich für individuelle 
Bildung erhalten. Es sind auch Kumulationen der Zeitansätze über mehrere Jah-
re möglich, ebenso wie Stückelungen in kleinere Zeiteinheiten.

Das Zitat im Titel dieses Bandes ‚Fünf Tage sind einfach viel zu wenig‘ 
stammt aus einem Interview, das im Rahmen des Forschungsprojekts „Bildungs-
freistellung: Hintergründe, Entwicklungen und Perspektiven. Strukturelle und 
biographische Aspekte zum Lernen im Lebenslauf“, von den Herausgeberinnen 
mit dem Ziel durchgeführt wurde, die Bildungserfahrungen von Mehrfachteil-
nehmenden an Bildungsurlaubs- bzw. Bildungsfreistellungsveranstaltungen zu 
untersuchen.4 Im Mittelpunkt stand die Frage, welche langfristigen, subjektiven, 

3	 Saarländisches Bildungsfreistellungsgesetz: Arbeitnehmer*innen müssen ab dem dritten 
Freistellungstag die Hälfte der Zeit eigenständig einbringen, durch arbeitsfreie Zeiten wie 
Überstunden, Urlaub usw. (Kultusministerkonferenz 2018, 24).

4	 Das Projekt wurde gefördert über das Hamburger Institut für Berufsbildung (HIBB) und 
das Ministerium Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur des Landes Rheinland-Pfalz. 
Laufzeit: 1. Juni 2017 bis 31. Dezember 2019. (Zur genaueren inhaltlichen Darstellung 
vgl. Zeuner/Pabst 2018; 2019; ein Ergebnisband zum Projekt wird Anfang 2021 im Wo-
chenschau Verlag Frankfurt/M. erscheinen.)
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(bildungs-)biographischen Wirkungen und Effekte die Mehrfachteilnahme an 
Veranstaltungen der politischen und/oder beruflichen Bildung im Rahmen von 
Bildungsfreistellungsgesetzen zeitigen. Vor dem Hintergrund eines subjektwis-
senschaftlichen Forschungsansatzes wurde nach den individuellen Motiven für 
die mehrfache Teilnahme gefragt; nach den subjektiven und biographischen Bedeu-
tungen, die die Befragten ihrer Mehrfachteilnahme beimessen und nach langfris-
tigen (bildungs-)biographischen Wirkungen, die sie benennen können.

Damit ging es weniger um Fragen zur Zeitverfügung, die sich aus dem ge-
setzlichen Rahmen ergeben, noch um Fragen zur subjektiven Zeitverwendung 
und des Zeiterlebens. Diese Bezüge wurden im Sinn einer strukturellen Rah-
mung als Ausgangspunkt und Bedingung für die Teilnahme an Bildungsfreistel-
lungsveranstaltungen gesetzt und ihnen wurde in einigen Interviews durch die 
Befragten selbst ein besonderer Stellenwert zugeschrieben. – Wie das vorange-
stellte Zitat eines jungen Mannes verdeutlicht, der zunächst durch die Jungend- 
und Ausbildungsvertretung seines Betriebs zur Teilnahme an Bildungsfreistel-
lungsveranstaltungen ermutigt wurde und der sich zum Zeitpunkt des Inter-
views als begeisterter Verfechter dieser Lernmöglichkeit präsentierte.

Im Mittelpunkt stand sein Hinweis, dass fünf Tage eigentlich viel zu wenig 
seien, um sich regelmäßig weiterzubilden. Auch andere Interviewpartner*innen 
reflektierten Zeitaspekte: Einerseits im Hinblick auf die strukturellen Möglich-
keiten, die sich durch das Recht auf Bildungsfreistellung ergeben. Andererseits 
in Bezug auf ihre subjektiven, zumeist als sehr bereichernd erfahrenen Lern- und 
Bildungsprozesse. Betont wurde häufig der Aspekt der Eigenzeit von Bildungs-
prozessen, die ein „Sich-Einlassen“ auf Bildungsthemen ermöglichen, v. a. durch 
die Distanz zum alltagsweltlichen Lebensumfeld und zur beruflichen Tätigkeit, 
sowie ein spezifisches qualitatives – subjektiv wie gemeinschaftlich wahrnehm-
bares – Zeiterleben, das mit diesen Prozessen verbunden ist. Bedeutungsvoll in 
diesem Zusammenhang ist die Tatsache, dass die von uns interviewten Mehr-
fachteilnehmenden nahezu uneingeschränkt Bildungsfreistellungsangebote mit 
einem Umfang von fünf Tagen pro Jahr favorisierten. Lediglich drei der insge-
samt 25 befragten Mehrfachteilnehmenden besuchten neben fünftägigen Ver-
anstaltungen auch ein- bis dreitägige Veranstaltungen (Pabst 2020, 229).

Ein wesentliches Merkmal von Bildungsfreistellung bzw. Bildungsurlaub ist 
es, Menschen ein Recht auf Bildungszeit zu geben – unabhängig von ihren viel-
fältigen inhaltlichen Lerninteressen, solange die Veranstaltungen entsprechend 
den jeweiligen gesetzlichen Regelungen anerkannt wurden. Damit ist die Bil-
dungsfreistellung gleichzeitig auch umkämpft, nicht alle Arbeitgeber sahen und 
sehen sie als notwendig und sinnvoll an. Allgemein werden Hinweise wie die ho-
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hen Kosten (Fortzahlung des Arbeitsentgeltes durch die Arbeitgeber), die gerin-
gen Anwendungs- und Transfermöglichkeiten des Gelernten auf der einen Sei-
te und der Unwille, für politische und andere nicht-tätigkeitsbezogene Bildung 
freizustellen auf der anderen Seite als Argumente bemüht, die seit Beginn der 
Diskussionen um den Bildungsurlaub Bestand haben (Weick 1971; Görs 1978).

Laut Görs (1978, Kap. 3.2) liegt der eigentliche Konflikt tiefer und erklärt 
sich durch die grundsätzlich antagonistische Auffassung von Bildung durch Ge-
setzgeber und Arbeitgeberseite. Während die Gesetzgeber einen an Gedanken 
der Aufklärung orientierten Bildungsbegriff vertreten, dessen Zielsetzung die 
Entwicklung der Persönlichkeit der Lernenden ist, wobei sowohl die Entwick-
lung politischer Urteilskraft als Grundlage politischer Partizipation eine Rolle 
spielen sollte als auch die Weiterqualifizierung für berufliche Tätigkeiten,5 soll-
te der Bildungsurlaub nach Auffassung der Arbeitgeberseite dazu genutzt wer-
den, im Bildungsurlaub inhaltlich eine „wirtschafts- und sozialkundliche Bil-
dung [zu] vermitteln, damit die Bürger ausreichend mit den Gegebenheiten der 
modernen Industriegesellschaft und Arbeitswelt vertraut gemacht werden.“6 Es 
ging um die Integration der Arbeitskräfte in die Betriebe und die Anerkennung 
ihrer ökonomischen Zielsetzungen. Görs kommentierte dies folgendermaßen:

„Daher soll in Bildungsprozessen und -veranstaltungen der Betrieb auch nicht 
als Herrschaftsgebilde mit sozialen Konflikten und schon gar nicht ‚als Herd 
unternehmerischer Ausbeutung und Herrschaftsmacht, von inhumanem 
Leistungszwang und menschlicher Vereinsamung und als überholte Form pri-
vater Eigentumsnutzung‘7 hingestellt werden, sondern als ‚Begegnungs- und 
Informationsstätte […] (in) der Sinn und Wesensgehalt unternehmerischer 
Bestätigung am unmittelbarsten‘8 dokumentiert wird“ (ebd., 178 – 179).

5	 „Hamburgisches Bildungsurlaubsgesetz“ vom 21.1.1974, geltende Fassung vom 15.12.2009. 
Die Definition der Bereiche politische Bildung und berufliche Weiterbildung haben sich 
nicht verändert (HmbGVBl. 2009).

6	 Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände (1968). Freiheitliche Ordnung 
heute und morgen. Köln (zitiert in Görs 1978, 178).

7	 Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (Hrsg.) (1974). Neue Formen 
unternehmerischer Aufklärungsarbeit an der Basis. Aufbau und Aufgaben der Unterneh-
mer-Kontakt-Gruppe vor Ort. Eine Gedanken- und Anleitungsskizze für die Praxis., 11 
(zitiert in Görs 1978, 178).

8	 Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (Hrsg.) (1974). Neue Formen 
unternehmerischer Aufklärungsarbeit an der Basis. Aufbau und Aufgaben der Unterneh-
mer-Kontakt-Gruppe vor Ort. Eine Gedanken- und Anleitungsskizze für die Praxis, 10 
(zitiert in Görs 1978, 179).
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D. h., nach den Vorstellungen der Arbeitgeberseite sollte der gesellschaftliche 
und ökonomische Status Quo gefestigt werden und Bildung unterstützend zu 
entsprechenden Einstellungen der Bevölkerung beitragen, indem auch die In-
halte mitbestimmt werden. Dagegen entzieht sich das individuelle Recht auf 
Bildungsfreistellung der Kontrolle der Arbeitgeber, sie dürfen weder Einfluss auf 
die Inhalte nehmen, noch sollten sie die Teilnahme steuern. D. h., das Individu-
alrecht auf Bildungsfreistellung eröffnet auch denjenigen Bildungschancen, die 
im Rahmen der betrieblichen Weiterbildung seltener bis gar nicht berücksich-
tigt werden. – Die selektive Teilnahme an Weiterbildung im Allgemeinen oder 
an betrieblicher Weiterbildung im Besonderen wird bis heute im Adult Educa-
tion Survey belegt (BMBF 2019).

Ein wichtiges Argument der Etablierung von Bildungsurlaubsgesetzen war 
daher in der Entstehungsphase, – sie fiel zusammen mit der Zeit der Bildungs-
reformen in der Bundesrepublik Deutschland in den 1970er Jahren – auch das 
der Chancengleichheit. Vor der Verabschiedung der ersten Bildungsurlaubsge-
setze in Hamburg, Bremen und Niedersachsen 1974 wurde in den Diskussionen 
um ihre Einführung die Erwartung geäußert, dass von der Teilnahme an ent-
sprechenden Veranstaltungen eine Impulswirkung ausgehe und auch bildungs-
ferne Personen zum Weiterlernen angeregt würden:

„Wenn erweiterte Bildung und verstärkte Erwachsenenbildung als notwen-
dig, wichtig und entscheidend angesehen werden, dann kann der Bildungs-
urlaub einen Anreiz, eine Initialzündung darstellen. In diesem Zusammen-
hang sollte man ihn analysieren. Selbstverständlich ist er kein Ersatz für ste-
tige und immer weitergehende und kontinuierlich wiederaufgenommene Bil-
dung. Aber er ist in der Lage, etwas in Gang zu bringen und in dieser be-
scheidenen, aber nicht unwichtigen Form kann ihm eine sehr große Bedeu-
tung zukommen. Er könnte dazu beitragen, Einstellungen und Normen ge-
genüber Bildungsanstrengungen und Lernanforderungen zu verändern“ 
(Strzelewicz 1970, 8).

Ausgehend von den Ergebnissen und Erkenntnissen unserer Untersuchung über 
Mehrfachteilnehmende an Bildungsfreistellungsveranstaltungen und der Be-
deutung, die einige der von uns befragten Personen der damit verbundenen Zeit-
verfügung beimessen, ist es das Anliegen des vorliegenden Sammelbandes, sich 
mit weiteren Dimensionen zum Thema Zeit und Bildung sowie mit verschiede-
nen Perspektiven auf die Bildungsfreistellung auseinander zu setzen.
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5.	V ielfältige Perspektiven auf Bildungszeit(-en):  
Vorstellung der Beiträge

Relevant sind Fragen zu zeitbezogenen Aspekten und Bildungszeiten unserer 
Einschätzung nach erstens, weil mit der zunehmenden Ökonomisierung aller 
Bildungsbereiche und besonders auch der Erwachsenenbildung Zeit nochmals 
einen anderen Stellenwert bekommt. Es geht nicht mehr nur um die Freistellung 
für einen bestimmten Zeitraum wie beim Bildungsurlaub, sondern Zeit wird 
selbst einem ökonomischen Regime unterworfen, das bis in die individuelle Le-
benswelt reicht, womit den Subjekten die (lebenslange) Verantwortung für die 
eigenen Bildungsprozesse übertragen wird. Dies bedeutet auch, dass u. U. be-
stimmte Zeitverfügungen für Bildungsprozesse in Tarifverträgen, Betriebsver-
einbarungen oder im Rahmen von Aus- und Weiterbildungsverordnungen er-
möglicht oder auch vorgeschrieben werden. Teilweise wird erwartet, dass sich die 
Beschäftigten Zeit für Weiterbildung nehmen oder diese Lernzeiten im Prozess 
der Arbeit durchsetzen (vgl. Petersen/Schmidt in diesem Band). D. h., die Teil-
nahme an Bildungsveranstaltungen und damit die Inanspruchnahme von Lern-
zeiten setzt voraus, dass bestimmte Einstellungen und Haltungen von jedem 
Einzelnen/jeder Einzelnen entwickelt werden, die sie für Lern- und Bildungs-
prozesse überhaupt erst aufnahmefähig machen.

Zweitens wird in der Erwachsenenbildungswissenschaft seit circa 20 Jahren 
grundlegender zu Fragen von Zeit und Bildung geforscht und Implikationen ei-
ner scheinbaren Selbstverständlichkeit reflektiert und diskutiert. Zeit gilt als 
Prämisse und Modalität von Bildungsprozessen. Sie wird diskutiert bezogen auf 
Dimensionen wie Struktur, Organisation, Biographie – Lebenslauf – Lebenszeit 
oder das Verhältnis von Zeit und Raum. Lernzeiten müssen als Gelegenheit be-
reitgestellt oder auch erkämpft werden, sie sind für die Erwachsenenbildung und 
das lebenslange Lernen einerseits konstitutiv, andererseits aber auch höchst vo-
latil. Strukturellen Bedingungen stehen individuelle und subjektive Verfügbar-
keiten von Zeit bzw. über Zeit gegenüber, bezogen auf Aspekte der Selbst- und 
Fremdbestimmung über Zeit. Zeit als Maßeinheit, Zeit als subjektives Zeitemp-
finden, Zeit in einer historischen Dimension von Zeitlichkeit bestimmen bzw. 
rahmen Lern- und Bildungsprozesse.

In diesem Sinn sind Diskussionen über Zeit und Bildung bzw. Zeit für Bil-
dung eingebettet in gesellschaftliche und ökonomische Entwicklungen. Indivi-
duelle Zeitverfügung und subjektive Zeitlichkeit stehen gesellschaftlichen und 
strukturellen Rahmungen und Erwartungen gegenüber. Nicht immer gehen die-
se ineinander auf, sondern bedürfen Relationierungen und Aushandlungen. In 
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diesem Sinn wird der Zusammenhang zwischen (Weiter-)Bildung und Zeit aus 
vielfältigen Perspektiven diskutiert: Bezogen auf Erwartungen sich wandelnder 
Gesellschaften, deren Kennzeichen Ökonomisierung ist. Bezogen auf den Zu-
sammenhang zwischen Erwerbsarbeit und Bildung und damit verknüpfte 
Zeitaspekte. Bezogen auf die lernenden Subjekte und ihre Bildungsinteressen 
und -aspirationen, die ebenfalls zeitlicher Rahmungen bedürfen und spezifi-
schen Zeiterfordernissen und -wahrnehmungen unterliegen.

Ziel dieses Sammelbandes ist es, einerseits die wissenschaftlichen Perspek-
tiven auf Zeit und Bildung zu erweitern und andererseits die unterschiedlichen 
Standpunkte und auch Problemstellungen, die mit den Bildungsfreistellungsge-
setzen verbunden werden, zu beleuchten. Dies erfolgt auf vielfältige Weise mit 
Blick auf theoretische Diskurse; bürokratische, strukturgebende und gesell-
schaftlich legitimierende Aspekte; methodisch-didaktische sowie pädagogisch-
organisatorische und finanzielle Gesichtspunkte sowie, ‚last, but not least‘ mit 
dem Blick auf individuelle Lebensgeschichten und biographische Momente – als 
persönliche Statements von Mehrfachteilnehmenden zur Inanspruchnahme ih-
res Rechts auf bezahlte Bildungszeit.

Der Sammelband ist inhaltlich in drei Teile gegliedert:
•	 Im ersten Abschnitt werden Erkenntnisse der empirischen Erwachsenenbil-

dungsforschung in Bezug auf Zeit und Bildung vorgestellt. (Zeit für Bildung: 
Wissenschaftliche Befunde)

•	 Im zweiten Teil stehen Berichte aus der Praxis der Bildungsfreistellung im 
Vordergrund. Einerseits werden gesetzliche Entwicklungen und Verfahren 
aus der Perspektive einzelner Bundesländer dargestellt. Andererseits kom-
men Praktikerinnen und Praktiker von Trägern und Einrichtungen zu Wort, 
die über ihre Erfahrungen bezogen auf die Planung und Durchführung von 
Bildungsurlaubsveranstaltungen berichten. (Bildungsfreistellung: Erfahrun-
gen aus der Praxis)

•	 Der Band schließt mit Reflexionen von Mehrfachteilnehmenden über ihre 
individuellen Erfahrungen bezogen auf die Teilnahme an Bildungsurlaubs-
veranstaltungen. (Bildungsfreistellung: Individuelle Erfahrungsberichte von 
Teilnehmenden)

Zeit und Bildung: Wissenschaftliche Befunde
Die Beiträge der Erwachsenenbildungsforschung umfassen zeittheoretische 
Verortungen im Rahmen individueller, kollektiver und gesellschaftlicher Pers-
pektiven auf Bildungszeit(en), deren Gestaltung und Wahrnehmung; einerseits 
mit explizitem Bezug auf die Bildungsfreistellung als Zeitinstitution für Bildung. 
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Andererseits werden, hinausgehend über die Bildungsfreistellung, grundlegende 
Zeitaspekte im Rahmen beruflicher Bildungs- und Qualifizierungsprozesse un-
ter den aktuellen Entwicklungen von Digitalisierung und Ökonomisierung dis-
kutiert. Es wird deutlich, dass Zeit eine nicht zu unterschätzende Größe im 
Rahmen aktueller Auseinandersetzungen um Bildungsprozesse Erwachsener 
darstellt. Folgen der Rationalisierung und Effizienzsteigerung im Rahmen von 
Bildungsprozessen zeigen sich hier besonders.

Lena Heidemann und Steffi Robak thematisieren in ihrem Beitrag auf der 
Grundlage von Daten zur Evaluation des Bremischen Bildungsurlaubsgesetzes 
(Robak u. a. 2015) vier zeittheoretische und temporale Bezüge der Teilhabe an 
Weiterbildung durch Bildungsfreistellung. Sie beleuchten u. a. die Ermöglichung 
der Weiterbildungsteilhabe für Gruppen mit besonders eingeschränkten Zeit-
verfügungen und zeigen, dass Bildungsurlaub als „geschützter abgesicherter pa-
ralleler Raum“ Auseinandersetzungen mit der zunehmenden gesellschaftlichen 
Beschleunigung und zeitlichen Verdichtung im Rahmen von Bildungsveranstal-
tungen ermöglicht. Eine sich verändernde gesellschaftliche Zeitgestaltung wird 
im Kontext von differenzierten Arbeits- und Lebenszusammenhängen wahr-
nehmbar und erfahrbar. Sie bedarf einer individuellen wie auch gemeinschaftli-
chen Reflexion und Mitgestaltung. Die Autorinnen fordern, den Bildungsurlaub 
angesichts veränderter Zeitregime langfristig abzusichern.

Auch der Beitrag von Claudia Pohlmann bezieht sich auf die Evaluation des 
Bremischen Bildungsurlaubsgesetzes. Er beinhaltet eine diskursanalytische Aus-
einandersetzung in Bezug auf die Bildungsfreistellung als gesellschaftlich gestal-
tete und dementsprechend zu legitimierende Zeitinstitution für Bildung. Es 
wird deutlich, dass einerseits bestimmte Spezialdiskurse der Bildungsfreistellung 
diese von Beginn an – seit den 1960er und 1970er Jahren – begleiten. Anderer-
seits bildet sich angesichts der aktuellen Diagnose der gesellschaftlichen Be-
schleunigung und Verdichtung eine neue Begründungslogik heraus. Sie beinhal-
tet die Suche nach entsprechenden Antworten und umfasst Aspekte der Rege-
neration und Stabilisierung, wie auch der effizienteren Zeitnutzung. Diesem 
wird ein pädagogisch-professioneller Bildungsanspruch gegenübergestellt.

Iris Pfeiffer und Saskia Rieger betrachten in ihrem Beitrag auf der Grundla-
ge ihrer Befunde aus der Evaluation des 2015 verabschiedeten baden-württem-
bergischen Bildungszeitgesetzes ebenfalls zeitbezogene Aspekte und stellen u. a. 
fest, dass vor allem zeitliche Ressourcen ausschlaggebend sind für die Teilnahme 
bzw. Nicht-Teilnahme an individuell gewählter Weiterbildung erwerbstätiger 
Erwachsener. Ihre Daten zeigen, dass einerseits Bekanntheitsgrad, Akzeptanz 
und Etablierung der Bildungszeit in Baden-Württemberg noch in ihren Anfän-
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gen stehen, andererseits artikulieren Personen, die bereits ihren Anspruch auf 
Bildungszeit – zumeist für berufliche Fort- und Weiterqualifizierungen – gel-
tend machten deutlich den Wunsch, die Anspruchsdauer von fünf bezahlten 
Freistellungstagen pro Jahr zu erweitern.

Der Beitrag von Sabine Schmidt-Lauff, Hannah Hassinger und Jörg Schwarz 
nimmt die methodisch-didaktischen Gestaltungsmöglichkeiten der Lehr- und 
Lernprozesse hinsichtlich ihrer zeitbezogenen/temporalen Dimensionen – im 
Rahmen von Bildungsfreistellungsveranstaltungen – in den Blick. Sie untersu-
chen, inwiefern der Rechtsanspruch auf individuelle Bildungszeit zu selbstbe-
stimmten Bildungsprozessen führt. Anhand von zwei exemplarisch ausgewähl-
ten Bildungsfreistellungsveranstaltungen analysieren sie die Variationsbreite 
zeitbezogener/temporaler Gestaltungsmöglichkeiten unterschiedlicher Lernset-
tings. Sie diskutieren u. a. formalisierte Zeitrahmungen, die Berücksichtigung in-
dividueller Zeitbedürfnisse sowie gemeinschaftlich ausgehandelte Zeitverwen-
dungen, wie sie im Rahmen von Bildungsveranstaltungen zu finden sind.

Thea Klüver geht im Rahmen einer subjektbezogenen Perspektive in ihrem 
Beitrag biographisch- und milieuspezifischen Bedingungen der Mehrfachteil-
nahme an Bildungsfreistellungsangeboten nach. Sie nutzt leitfadengestützte bio-
graphiebezogene Interviews mit Mehrfachteilnehmenden für eine Sekundär-
analyse und zeigt anhand von zwei exemplarisch ausgewählten Lebensverläu-
fen  – die zum einen durch Flucht und Migration und zum anderen durch 
milieuspezifische Begrenzungen geprägt sind – inwiefern der individuelle An-
spruch auf Bildungsfreistellung subjektiv bedeutungsvoll werden kann und sub-
jektive Auseinandersetzungen mit bildungsbezogenen Brüchen und biographi-
schen Ereignissen jenseits von Beruf und Alltag ermöglicht.

Dass Zeit ein nicht zu unterschätzender, zunehmend wichtiger Faktor im 
Rahmen vielfältiger Bildungs- und Qualifizierungsprozesse der heutigen be-
schleunigten Gegenwart darstellt, zeigen die folgenden zwei Beiträge, die sich 
nicht auf die Bildungsfreistellung als gesellschaftlich institutionalisierte Bil-
dungszeit beziehen, sondern den Blick erweitern auf aktuelle Bedingungen von 
Lehr-Lern-Prozessen Erwachsener im Kontext von Erwerbsarbeit und Beruf.

Katja Petersen und Katja Schmidt thematisieren unter Berücksichtigung ak-
tueller Arbeitsbedingungen die Entwicklung von ganzheitlichem Erfahrungs-
wissen und Fachexpertise von Ärzt*innen. Die Grundlage bildet die qualitativ 
angelegte Evaluation einer praxisbegleitenden ärztlichen Weiterbildung, in de-
ren Rahmen u. a. leitfadengestützte Interviews mit Weiterbildungspraktiker*innen 
durchgeführt werden. Die Autorinnen konstatieren die Notwendigkeit einer 
methodisch-didaktischen Gestaltung temporaler Schutzräume, um die Ent-
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wicklung ganzheitlicher Expertise zu ermöglichen, die über ein reines Fachex-
pertentum hinausgehen soll. Neben anderen Bereichen unterlag auch der Ge-
sundheitsbereich in den letzten Jahrzehnten erheblichen Rationalisierungs- und 
Ökonomisierungsdynamiken, durch die sich Zeit als qualitative Ressource, nicht 
nur für die Bildungs- und Qualifizierungsprozesse medizinischer Experten, zu 
einer wertvollen, aber seltenen Größe entwickelte.

Susanne Umbach diskutiert aktuelle zeitbezogene und temporale Dynamiken 
und Konnotationen in der Arbeits- und Lebenswelt, deren Veränderungen un-
ter aktuellen Bedingungen von Rationalisierung und Digitalisierung auf sehr 
verschiedene Weise erfahrbar werden. Beide Bedingungen führen, durchaus mit-
einander verwoben, zu veränderten Zeitstrukturen, zu Dynamisierung und Be-
schleunigung in vielfältigen gesellschaftlichen Bereichen. Auf der Grundlage ei-
ner aktuellen Studie zu Chancen und Risiken der Digitalisierung für die Kom-
petenzentwicklung in der Arbeitswelt zeigt die Autorin auf, dass Zeit als 
qualitativ wertvolle Ressource auch im Rahmen der klassischen Felder qualifi-
zierter Facharbeit einen Bedeutungszuwachs erfährt. Ein besonderes Augen-
merk liegt dabei auf der erlebten Zeit im Gegensatz zur messbaren Zeit.

Bildungsfreistellung: Erfahrungen aus der Praxis
Die zweite Rubrik des Sammelbandes umfasst Beiträge, die sich explizit mit 
der Bildungsfreistellung auseinandersetzen. Es kommen Akteure zu Wort, die 
aus der Binnensicht neben zeitbezogenen Aspekten flankierende Kontextbedin-
gungen, Ermöglichungsstrukturen wie auch Begrenzungen, die mit der Bil-
dungsfreistellung verbunden sind, diskutieren. Vertreter*innen von Anerken-
nungsstellen berichten über ihre landesspezifischen Erfahrungen, die neben der 
Anerkennung von Bildungsveranstaltungen u. a. landespolitische Beratung zur 
Entwicklung der Bildungsfreistellung umfasst. Eine Vertreterin eines bundes-
weiten Fachverbandes und Vertreter*innen verschiedener Bildungsträger und –
anbieter präsentieren Positionen der Bildungspraxis zur Bildungsfreistellung und 
ihre Erfahrungen aus der konkreten Bildungsarbeit.

So unternimmt Rainer Christ in seinem Beitrag – mit Blick auf 25 Jahre Bil-
dungsfreistellungsgesetz in Rheinland-Pfalz – ein Resümee, das zunächst an die 
Konstituierung des Gesetzes im Rahmen einer breit angelegten Neuausrichtung 
der landesspezifischen Weiterbildungsstrukturen zu Beginn der 1990er Jahre er-
innert. Er legt auf der Grundlage der regelmäßigen Berichterstattung der Lan-
desregierung zur Entwicklung der Bildungsfreistellung in Rheinland-Pfalz dar, 
inwiefern die bildungspolitischen Ziele, die mit der Verabschiedung des Geset-
zes verbunden waren, bis zum heutigen Tag umgesetzt werden konnten. Der 
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